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Protokoll 
Öffentlicher Teil 
 
 
Zu 1  Eröffnung der Sitzung 

 
 

 

Oberbürgermeisterin Keupen eröffnet die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit 
fest.  
 
Entschuldigt für heute seien Ratsherr Bogoczek (DIE Zukunft), Ratsherr Dr. Breuer (GRÜNE), Ratsherr Dopatka 
(SPD), Ratsherr Ferrari (GRÜNE), Ratsherr Fischer (GRÜNE), Ratsherr Mohr (AfD), Ratsherr Nießen (GRÜNE) 
und Ratsfrau Parting (SPD) sowie Beigeordnete Burgdorff. 
 
Als Stimmzähler*in sollen sich Ratsfrau Braun (GRÜNE) und Ratsherr Deumens (Die Linke) bereithalten.  
 
Zur Tagesordnung beantragt Ratsherr Servos (SPD) im Namen der SPD-Fraktion und der GRÜNE-Fraktion, den 
TOP 6 „Wirtschaftsplan für den Eigenbetrieb Kultur E 49 für das Jahr 2025“ aufgrund von weiterem Beratungsbe-
darf zu vertagen.  
 
Weitere Änderungen zur Tagesordnung ergeben sich nicht. Die Tagesordnung wird einstimmig mit den Änderun-
gen angenommen. 
 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 2  Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner 

 
 

 

Frage 1:  
Frau E., Anwohnerin aus Horbach und Mitglied der Bürgerinitiative Horbach Wind, möchte wissen, wann die 
Bürgerinitiative mit einer Beantwortung der bereits im August 2023 und Dezember 2024 sowie bei diversen Orts-
terminen formulierten Fragen zu den ausgewiesenen Windenergieflächen erwarten könne. Im Folgenden gibt sie 
einen kurzen Überblick über die einzelnen Themen und Fragestellungen:  

• Eignungseinschätzung und Auswahl der Flächen: Die Firma Raskin habe in ihrem Gutachten 14 Gebiete 
als „geeignet“ für die Nutzung der Windenergiegebiete bewertet. Dennoch habe die Stadt Aachen be-
stimmte Gebiete bevorzugt, darunter die Windenergiegebiete 3 und 4, die im Gutachten lediglich als 
„maßnahmenabhängig geeignet“ eingestuft worden sei. Diese Entscheidung sei für die Bürgerinitiative 
nicht nachvollziehbar. 

• Artenschutzrechtliche Prüfungen: Die Bürgerinitiative möchte die artenschutzrechtliche Prüfung auf-
grund des Nahrungshabitats des Rotmilans sowie der erhöhten Präsenz des brütenden Kiebitzes anre-
gen. 

• Bergschäden und Stollen: Die Bürgerinitiative möchte wissen, inwiefern die möglichen Gefahren bei der 
Errichtung von Windrädern aufgrund der Bergbauschäden durch die niederländischen Stollen der Zeche 
Willem-Sophia berücksichtigt werden.  

 
Oberbürgermeisterin Keupen sagt eine zeitnahe Beantwortung der Fragen zu und gibt das Wort weiter an Beige-
ordneten Thomas.  
 
Beigeordneter Thomas berichtet, dass im Rahmen dieses langen Prozesses bereits unterschiedliche Verfahrens-
schritte und Gespräche stattgefunden haben. Aktuell befinde man sich noch in einem offenen Verfahren, im 
Rahmen dessen die Eingaben geprüft werden. Im Vorfeld habe die Verwaltung bereits eine intensive Abwägung 
der entsprechenden Gutachten vorgenommen. Gegenüber der Bürgerinitiative äußert er seine Gesprächsbereit-
schaft zu noch offenen Fragen und betont, dass das Verfahren nicht gefährdet werden dürfe.  



 

Rat/62/WP18 Fassung vom 17.07.2025 Seite: 7/16 
 

 
Frau E. fragt nach, warum bereits ein Windrad genehmigt worden sei, wenn man sich noch in einem offenen 
Verfahren befinde.  
 
Beigeordneter Thomas antwortet, dass man zwischen dem Planungsprozess sowie dem Genehmigungsprozess 
unterscheiden müsse. Aktuell befinde man sich in dem Verfahrensschritt, in dem die Verwaltung der Politik die 
abgewogenen Ergebnisse mitteile, woraufhin verschiedene Gespräche durch Politik und Verwaltung aufgenom-
men werden. Die Genehmigungsverfahren haben hiermit zunächst einmal nichts zu tun, sondern diese seien 
letztendlich unabhängig von diesem Verfahrensschritt. Die Verfahren des FNP Wind seien deshalb richtig und 
notwendig, um allen Beteiligten Klarheit zu den Standorten der Windkraftanlagen zu schaffen.  
 
Frage 2:  
Herr B. von der Bürgerinitiative Horbach Wind fragt, inwieweit die Stadt Aachen bei einer Ausweisung von Wind-
energiegebieten in Aachen im FNP AACHEN*2030 die nunmehr im Rahmen des Regionalplanverfahrens zu-
grunde gelegten Ausschlusskriterien berücksichtigen möchte. Als Beispiel nennt er den Artenschutz, das Ein-
stein-Teleskop, die 180-Grad-Umzingelung von Wohngebieten sowie den Flugkorridor der NATO. 
 
Beigeordneter Thomas teilt mit, dass diese Prozesse sich nicht ausschließen, sondern ergänzen. Die Beratung 
hierzu erfolge jedoch durch die Politik. Der Regionalplan Wind, mit der Vorgabe, dass jedes Land ca. 1,8% – 2% 
der Flächen ausweisen muss, sei den Bezirksregierungen aufgrund des Bundesgesetzes vorgegeben worden.  
Bei diesen Werten handel es sich um ein Minimum und die Bezirksregierung Köln habe sich ausschließlich auf 
die sogenannten LANUV-Daten bezogen und diese ausgewiesen. Aus diesem Grund sei es auch nicht überra-
schend, dass nicht nur Aachen, sondern auch Herzogenrath und auch Roetgen außen vor geblieben seien, denn 
die LANUV-Studie sehe in diesen Bereichen keine Potentiale. Diese Planung werde jedoch auf einer anderen 
Absorptionsebene durchgeführt als die Windkraftplanungen der Stadt Aachen und könne die städtische Planung 
ergänzen und auch explizit positiv ergänzen. Hieraus leite sich auch der Begriff der Positivplanung ab, die den 
Kommunen ganz klar ermöglicht worden sei und die im vorliegenden Falle diskutiert werde. Er führt aus, dass er 
persönlich dieses Verfahren als unterstützendes Planwerk befürworte, er aber auch verstehen könne, wenn hier-
zu andere Meinungen bestehen. Abschließend betont er, dass im Rahmen des Verfahrens selbstverständlich 
Recht und Gesetz gelte, so zum Beispiel hinsichtlich der Vorgaben für den Flugkorridor der NATO. 
 
Frage 3:  
Frau D. bezieht sich ebenfalls auf die vorgenannte Thematik und führt aus, dass der Bürgerinitiative Horbach 
Wind in den vergangenen zwei Jahren versichert worden sei, dass die Ausweisung der Windenergieflächen ein 
offener Prozess sei und dass noch nicht feststehe, welche Investoren oder welche Bauherren zukünftig dort bau-
en würden. Sie habe beobachten können, dass am 28.11.2024 zwei Mitarbeiter von der Unteren Immissions-
schutzbehörde sowie Mitarbeiter der STAWAG eine Ortsbesichtigung in Horbach durchgeführt haben und hierbei 
auch ohne Vorankündigung und Vorstellung ihr Privatgrundstück betreten haben. Auf ihre nachträgliche Anfrage 
per Email habe sie die Information erhalten, dass der Ortstermin sich auf die Erstellung von Immissionspunkten 
für eine Schallimmissionsprognose zur Einschätzung des Gebietscharakters bezogen habe. Des Weiteren habe 
sie am 23.01.2025 einen Herren auf den Frohnrather Äckern angetroffen, der laut eigener Aussage dort Beob-
achtungen getätigt habe, um ein Naturschutzgutachten in Bezug auf Windenergieanlagen zu erstellen. Die Fra-
gestellerin möchte wissen, wozu diese Maßnahmen dienen, wenn der Prozess offen sei. Weiterhin interessiere 
sie, welche Kooperation zwischen der Stadt Aachen und der STAWAG eine Schallimmissionsprognose erfordere 
und ob demnach schon konkrete Vorhaben seitens der Stadt bzw. der STAWAG für Windenergieanlagen auf den 
Frohnrather Äckern in Planung seien.  
 
Beigeordneter Thomas betont, dass die Stadt Aachen nicht in Windkraftanlagen investiere, sondern ihre Zustän-
digkeit bei der Planung und Genehmigung liege, wobei die Verwaltung dazu verpflichtet sei, Anfragen von Pri-
vatinvestoren nach Einschätzungen o.ä. zu beantworten. Über die durch die Fragestellerin genannten Ortsbe-
sichtigungen liegen ihm keine Erkenntnisse vor. Er gehe davon aus, dass es sich bei den betreffenden Personen 
um Investoren gehandelt habe, könne diesbezüglich aber gerne noch einmal recherchieren. 
 
Frau D. berichtet, dass sie die Information erhalten habe, dass es sich bei den Personen auf ihrem Grundstück 
um Herrn Gaß sowie einen weiteren Mitarbeiter der Unteren Immissionsschutzbehörde sowie drei Mitarbeiter der 
STAWAG gehandelt habe. Inhaltlich habe der Ortstermin zur Erstellung einer Schallimmissionsprognose zur 
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Einschätzung des Gebietscharakters gedient. Dies deute darauf hin, dass ein konkretes Vorhaben bestehe.  
 
Beigeordneter Thomas führt aus, dass ihm der genannte Vorgang nicht bekannt sei. Er könne die Verärgerung 
der Fragestellerin über das unbefugte Betreten ihres Privatgrundstückes gut nachvollziehen. Sollte es sich bei 
den betreffenden Personen um Mitarbeiter der Verwaltung gehandelt haben, möchte er sich in aller Form dafür 
entschuldigen.  
 
Frage 4: 
Herr E. fragt Ratsfrau Dr. Wolf, welche wirtschaftlichen Interessen für sie bei der Ausweitung der Windenergie 
von Bedeutung seien und wie sie sicherstellen wolle, dass nicht nur private Interessen von einigen wenigen An-
lagenbetreibern und Landbesitzern bedient werden.  
 
Ratsfrau Dr. Wolf (SPD) dankt für die Frage und führt aus, dass zum Schutz der Investoren solche Angelegenhei-
ten im nichtöffentlichen Teil der Sitzung beraten werde. Sie sagt zu, dass sie darauf achten werde, dass die wirt-
schaftlichen Interessen nicht überwiegen und die Eingaben der Bürgerinitiative in die Beratung mit einfließen 
werden.   
 
Frage 5:  
Herr D. hat eine Frage an die GRÜNE-Fraktion und bittet um Beantwortung durch Ratsfrau Brinner. Er bezieht 
sich auf das Ziel der Klimaneutralität, welches er unterstütze. Die geplante Vorgehensweise könne er jedoch 
nicht nachvollziehen, denn eine Zersiedlung von einzelnen Windrädern an vielen Standorten sei aus seiner Sicht 
gesamtwirtschaftlich als auch unter dem Natur- und Umweltschutzaspekt unglücklich. Sinnvoller sei eine überre-
gionale Planung, z.B. in einem Regierungsbezirk, mit der konzentrierten Aufstellung vieler Windräder in größeren 
Windparks. Der Arten- und Naturschutz werde hierbei wesentlich weniger beeinträchtigt. Er möchte wissen, 
warum man sich in Aachen für diese Art der Planung entschieden habe.  
 
Ratsfrau Brinner (GRÜNE) teilt mit, dass sie verstehen könne, dass der Fragesteller die ökologischen Auswir-
kungen der Windkraft berücksichtigt haben möchte. Sie betont, dass in Aachen bereits verschiedene Schutzge-
biete ausgewiesen seien und aktuell ein neuer Landschaftsplan aufgestellt werde, in dem die Flächen der Natur-
schutzgebiete vervierfacht werden. Diese Ausweitung der Schutzgebiete liege auch in der politischen Priorität der 
GRÜNE-Fraktion. Hinsichtlich der Frage zum Windkraftausbau führt sie aus, dass man auch in Aachen dezentral 
vor Ort erneuerbare Energien erzeugen wolle. Denn man müsse die Windkraftanlagen dort errichten, wo der 
Verbrauch entstehe. Aachen habe ein großes Potential für die Errichtung von Windkraftanlagen, z.B. durch die 
Windhöffigkeit, und mit der Positivplanung werde angestrebt, die dezentrale Energieversorgung und den Arten-
schutz miteinander in Einklang zu bringen. Gleichzeitig möchte man eine ökologische Aufwertung durchführen. 
So werde beispielsweise am Schneeberg das erste Ackernaturschutzgebiet in Nordrhein-Westfalen eingerichtet. 
Die vorgenannten Maßnahmen unterliegen einer räumlichen Verteilung und das Gebiet um Horbach weise nun 
einmal Flächen auf, die sich sehr gut für die Windkraft eignen. Sie bittet darum, dem Vorhaben eine Chance zu 
geben und die positiven Aspekte zu betrachten.  
 
Frage 6: 
Herr H. bezieht sich auf die Stellungnahme zum Regionalplan Köln, Teilplan Erneuerbare Energien, in der die 
Stadtverwaltung Bezug nehme auf eine Kooperation zwischen dem Land NRW, der Bezirksregierung Köln und 
der Stadt Aachen. Hiernach solle eine Harmonisierung der Interessen der Windenergie mit dem Bau des Ein-
stein-Teleskops entwickelt und eine entsprechende Vereinbarung unterzeichnet werden. Er fragt, ob diese Ver-
einbarung den Ratsmitgliedern vorliege und wie der Wortlaut dieser Vereinbarung laute.  
 
Beigeordneter Thomas antwortet, dass die Verwaltung mehrfach in den Ausschüssen über das Verfahren berich-
tet habe. Es handel sich hierbei jedoch um eine nichtöffentliche Angelegenheit, damit das Bewerbungsverfahren 
für das Einstein-Teleskop nicht gefährdet werde. Es bleibe abzuwarten, ob die Region den Zuschlag für das Pro-
jekt erhalten werde. Durch verschiedene Untersuchungen würde in diesem Falle definiert werden, in welchem 
Radius mit Einschränkungen zu rechnen sei. Durch die Vereinbarung soll zukünftig das Verfahren abgesichert 
werden mit dem Ziel, dass die Windenergie und das Einstein-Teleskop sich nicht gegenseitig gefährden.  
 
Herr H. hat eine Nachfrage zu der Vereinbarung. Nach seinem Kenntnisstand sehe diese vor, dass für Wind-
energieanlagen, die jetzt gebaut werden und zu einem späteren Zeitpunkt wegen des Einstein-Teleskops stillge-
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legt werden müssen, eine entsprechende Entschädigung zu zahlen sei. Er möchte wissen, ob diese Information 
zutreffe.  
 
Oberbürgermeisterin Keupen antwortet, dass diese nichtöffentliche Vereinbarung zum aktuellen Zeitpunkt noch 
nicht in die Umsetzung gehe. Im Sommer werde noch einmal die Bodenbeschaffenheit geprüft um die Verortung 
des Einstein-Teleskops vornehmen zu können. Alle weiteren Schritte stehen in Abhängigkeit zu dieser Prüfung. 
Weiterhin sei die Entscheidung abzuwarten, welche Region überhaupt den Zuschlag für das Projekt erhalten 
werde.  
 
Frage 7: 
Herr R. fragt, inwieweit die Bedenken der Bürgerinitiative Horbach Wind sowie anderer betroffener Bürger in der 
vorliegenden Stellungnahme der Verwaltung berücksichtigt worden seien. 
 
Beigeordneter Thomas antwortet, dass alle der Verwaltung vorliegenden Stellungnahmen in den Gesamtprozess 
einfließen und berücksichtigt werden. Die finale Entscheidung liege jedoch beim Rat. Die Verwaltung werde die 
gesetzlichen Vorgaben einhalten müssen und zwar zu dem Zeitpunkt, wenn die Anträge eingehen. Die konkreten 
Fragen, wie z.B. zum Flugkorridor der NATO werden im Rahmen des Genehmigungsprozesses berücksichtigt. 
Mit der Stellungnahme zum sachlichen Teilplan Erneuerbare Energie sei die Verwaltung der gesetzlich vorge-
schriebenen Beteiligung nachgekommen, allerdings habe diese für Aachen eine eher geringe Bedeutung, da 
Aachen unter der Regionalplanperspektive nicht berücksichtigt werde.  
 
Frage 8: 
Herr H. bezieht sich ebenfalls auf den Regionalplan Köln und die vorangegangenen Fragestellungen. Wie auch 
im Schriftstück der Bürgerinitiative Horbach Wind bereits ausgeführt worden sei, sehe der Regionalplan keine 
Ausweisung von Windenergieflächen für das Stadtgebiet Aachen vor. Auch würde das Land NRW der Stadt Aa-
chen geeignete Windenergieersatzflächen zur Verfügung stellen. Die Zielsetzung des integrierten Klimaschutz-
konzeptes für die Stadt Aachen werde somit vollumfänglich erfüllt. Er bittet Oberbürgermeisterin Keupen um die 
Benennung von rationalen Gründen für die Ausweisung zusätzlicher Windenergiegebiete. Weiterhin möchte er 
wissen, warum bereits ein positiver Vorbescheid für eine Windenergieanlage in Horbach vorliege. 
 
Oberbürgermeisterin Keupen betont, dass man sich aktuell in einem laufenden Verfahren mit noch unbekannten 
Parametern befinde. Aus diesem Grunde gelten die gesetzlichen Vorgaben für das Genehmigungsverfahren 
nach BimSchG. Auf Grundlage des Regionalplanes sei es sowohl politisch als auch seitens der Verwaltung ge-
wünscht, von der Positivplanung Gebrauch zu machen und zusätzliche Flächen für Windenergieanlagen auszu-
weisen. Die abschließende Entscheidung liege in der Verantwortung der gewählten Ratsmitglieder. Der heute 
durch den Rat zu fassende Beschluss beruhe auf Empfehlungen aus drei verschiedene Fachausschüsse und 
somit auf einem politischen Votum aus den einzelnen Fachbereichen Umweltschutz, Planung sowie Wirtschaft 
und Regionalplanung. 
 
Herr H. bittet um die Nennung von rationalen Gründen für die Entscheidung. In NRW stehen ausreichend 
Flächen zur Verfügung und Aachen müsse keine zusätzlichen Flächen ausweisen.  
 
Oberbürgermeisterin Keupen teilt mit, dass sie persönlich die Auffassung vertrete, dass man die Chance ergrei-
fen müsse, zusätzliche Flächen bereitzuhalten um perspektivisch handlungsfähig zu bleiben. Insbesondere vor 
dem Hintergrund der sehr komplexen Abwägungsprozesse bei jeglichen Planungsvorgängen als auch im Hinblick 
darauf, dass nur wenig Fläche in der Stadt Aachen sowie der Region vorhanden sei. Für weitere Gespräche 
stehe sie den Fragestellern jederzeit gerne zur Verfügung.  
 
Frage 9:  
Herr B. fragt Ratsfrau Lürken, warum die Stadt Aachen sich nicht an anderen Kommunen orientiere, die die Ent-
scheidung der Bezirksregierung akzeptieren, sondern stattdessen weiterhin auf eine eigene Positivplanung setze.  
 
Ratsfrau Lürken (CDU) dankt für die Frage und die Möglichkeit zur Beantwortung im Namen der CDU-Fraktion. 
Sie berichtet, dass die CDU-Fraktion bereits ein gutes, sachliches Gespräch mit der Bürgerinitiative geführt habe. 
Man könne feststellen, dass diese komplexe Thematik von den Bürgerinnen und Bürgern hinterfragt werde. Aus 
diesem Grund müssen alle Fraktionen im Rat sowie die Verwaltung entsprechende Hilfestellung leisten und den 
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Sachverhalt ausführlich erläutern. Die durch die Bevölkerung eingereichten Eingaben zum Flächennutzungsplan 
werden im Änderungsverfahren sichtbar sein und müssen im Verfahren abgewogen werden und letztendlich 
werde durch die Politik eine Entscheidung getroffen. Sie betont die Schwierigkeit einer solchen Abwägung, denn 
kein Eingriff in die Natur sei ohne Konsequenzen für die Natur oder die Bürger*innen. Im Gegenzug müsse man 
auch berücksichtigen, dass die Klimaneutralität in Aachen ohne die Windenergie nicht erreicht werden könne. 
Aachen sei aufgrund der Windhöffigkeit die Kommune in NRW mit dem größten Potential und man müsse und 
wolle sich der Verantwortung stellen und einen Beitrag leisten. Die Verwaltung und Politik in Aachen vertrete in 
Bezug auf die Windkraft in vielen Prozessen die gleiche Meinung und so habe auch der Umweltausschuss in 
seiner gestrigen Sitzung eine einstimmige Beschlussempfehlung ausgesprochen. Sie bietet an, weiter mit der 
Bürgerinitiative im Gespräch zu bleiben und schlägt vor, die Thematik auch einmal im Bürgerforum zu behandeln. 
Abschließend führt sie aus, dass die CDU-Fraktion der Bürgerinitiative zugesichert habe, dass ihre Fragen am 
Ende des Verfahrens beantwortet seien, allerdings könne sie nicht zusagen, dass die Beantwortung im Sinne der 
Fragesteller ausfallen werde. 
 
Herr B. dankt für die ausführliche Antwort. Ihm sei bewusst, dass die Eingaben der Bürgerinitiative nicht in ihrem 
Interesse beantwortet werden und man schätze in Horbach auch die Windenergie. Allerdings fehle im laufenden 
Verfahren die Transparenz und er fragt noch einmal, warum man in Aachen an der Positivplanung festhalte, 
obwohl keine Verpflichtung seitens der Bezirksregierung bestehe.  
 
Ratsfrau Lürken teilt mit, dass man das Änderungsverfahren zum Flächennutzungsplan, das 2023 veröffentlicht 
worden sei, weiterhin positiv begleiten wolle und man keinen Grund darin sehe, die Positivplanung, die als Signal 
für eine Zeitenwende initiiert worden sei, nun zu beenden. Sie bittet die Bürger*innen, das Verfahren positiv zu 
begleiten.  
 
Frage 10: 
Herr S. aus Horbach erläutert, dass er sich durch Entscheidungen der Politik bedroht fühle und bittet darum, 
sinnvolle Flächen für die Errichtung von Windrädern zu finden. Denn der Bau von Windrädern nah an der Bebau-
ung bedeute für die Anwohner eine Belastung durch Wind, Lärm und Schlagschatten. Neben dieser Anmerkung 
möchte er fragen, wie die Stadtverwaltung Aachen die Abgabe ihrer Stellungnahme zur Regionalplanung ohne 
die vorherige Abstimmung mit den Fachausschüssen begründe und wie zukünftig sichergestellt werde, dass der 
Rat und die Bürger frühzeitig in solche Entscheidungen eingebunden werden.  
 
Beigeordneter Thomas antwortet, dass der Inhalt der Stellungnahme den vorangegangenen Beratungen und 
Beschlüssen in den Ausschüssen sowie im Rat entspreche. Die Geschwindigkeit des Verfahrens habe auch die 
Verwaltung überrascht und man werde mit diesem Wissen zukünftig schneller hinsichtlich der Beteiligung des 
Rates und der Ausschüsse agieren.  
 
Zum Abschluss der Fragestunde dankt Oberbürgermeisterin Keupen für die Fragen und betont, dass die Verwal-
tung im weiteren Verfahren gerne mit den Mitgliedern der Bürgerinitiative im Gespräch bleibe, gerne auch im 
Rahmen einer Veranstaltung im Bezirk oder wie durch Ratsfrau Lürken erwähnt, im Rahmen des Bürgerforums. 
 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 3  Sachlicher Teilplan Erneuerbare Energie zum Regionalplan Köln 
hier:  Stellungnahme der Stadt Aachen im Rahmen der Beteiligung gemäß § 13 Landesplanungsgesetz 

und § 9 Raumordnungsgesetz 
ungeändert beschlossen 
FB 61/1058/WP18 

 

Bürgermeister Plum dankt der Verwaltung für die Stellungnahme. Bei der Betrachtung der Zeitvorgabe durch die 
Bezirksregierung werde deutlich, dass eine vorherige Beteiligung des Rates nicht möglich gewesen sei und er 
befürworte die heutige Beschlussfassung durch den Rat. Zur Positivplanung führt er aus, dass nach seinem 
Kenntnisstand eine solche Planung erforderlich sei um eine ungeordnete Errichtung von Windrädern im Raum 
Aachen auszuschließen. Denn ohne Positivplanung im Flächennutzungsplan könne für jede mögliche Fläche ein 
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Antrag zur Errichtung eines Windrades gestellt werden.  
 
Ratsherr Beus (Die Linke) möchte berichtigen, dass im Umweltausschuss kein einstimmiger Beschluss gefasst 
worden sei, sondern dass die Fraktion Die Linke dagegen gestimmt habe. Auch dem heutigen Beschluss werde 
die Fraktion nicht zustimmen. Zum einen werden im Regionalplan keine Windkraftflächen für das Aachener 
Stadtgebiet ausgewiesen, so dass eine durch die Stadt Aachen vorgenommene Positivplanung stark behindert 
werde. Zum anderen sei alleine schon durch die Überlegungen zum Einstein-Teleskop ein gewisser Schaden für 
die Windkraftplanung eingetreten. In den Niederlanden werde mit der Perspektive auf das Einstein-Teleskop 
bereits seit geraumer Zeit keine Windkraftanlage mehr gebaut. In der Abwägung und vor dem Hintergrund des 
Klimawandels, der auch in der Stadt Aachen bereits für große Schäden gesorgt habe, müsse die Energiewende 
schneller vorangetrieben werden. Durch die vorgelegten Maßnahmen werde dies allerdings stark behindert.  
 
Ratsherr Stettner (GRÜNE) möchte den Ausführungen von Ratsherrn Beus widersprechen. Es sei richtig, dass 
und wie die Verwaltung sich mit der Stellungnahme positioniert habe und auf das laufende Verfahren sowie den 
politischen Konsens hingewiesen habe. Das LANUV-Gutachten sei bereits 2013 gefertigt worden und lege teil-
weise relativ alte Maßstäbe an. Abschließend betont er, dass es richtig sei, das laufende Verfahren der Positiv-
planung weiterzuführen.  
 
Ratsherr Baal (CDU) schließt sich den Ausführungen von Ratsherrn Plum an und ergänzt, dass in dem ursprüng-
lich vom Rat verabschiedeten FNP 2030 Windkonzentrationsflächen ausgewiesen worden seien. Diese haben 
jedoch einer rechtlichen Klage eines Bürgers aus dem nördlichen Bereich der Stadt Aachen nicht standgehalten 
und seien dann entsprechend aufgehoben worden. Dies bedeute, dass der Flächennutzungsplan 2030 nach 
heutigem Stand keine Windkonzentrationsflächen ausweise. Demnach könne jeder Grundstückseigentümer für 
sein Grundstück den Antrag stellen, eine Windenergieanlage zu errichten und mit Blick auf den Aachener Nor-
den, der sehr viel landwirtschaftliche Fläche aufweise, könne er nicht abschätzen, ob ein solcher Antrag eventuell 
erfolgreich sein könne. Dies führe zu einer nicht gewünschten Zersiedelung und deshalb arbeite man an der 
Ausweisung von Konzentrationsflächen. Das Land Nordrhein-Westfalen habe der Bezirksregierung Köln aufer-
legt, einen Teilflächenausweis für Windenergie vorzunehmen. Die Ursache dafür liege im „Wind-an-Land-
Gesetz“. Der Ausweis der jetzt in dem Teilplan Windenergie erfolge sei der präferierte Ausweis im Regierungsbe-
zirk Köln zum Nachweis, dass die gesetzliche Vorgabe des Wind-an-Land-Gesetz im Regierungsbezirk Köln 
eingehalten werden könne. Dies führe nicht dazu, dass innerhalb der ausgewiesenen Flächen Windenergieanla-
gen für die betroffenen Kommunen automatisch genehmigungspflichtig seien und es führe schon gar nicht dazu, 
dass außerhalb der Flächen Windenergieanlagen nicht genehmigungsfähig seien. Der Rat der Stadt Aachen 
strebe an, einen gesteuerten Prozess abzubilden, der transparent und öffentlich abläuft. Durch die vom Rat ge-
wünschte und zwingend erforderliche Offenlegung könne eine Abwägung der Interessen und Eingaben der Öf-
fentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange vorgenommen werden. Es sei bekannt, dass beim Regionalplan 
Windenergie auch die Öffentlichkeit beteiligt worden sei, so wie auch die Stadt Aachen und er gehe davon aus, 
dass die Aachener Bürger*innen ihre Bedenken an dieser Stelle eingebracht haben.   
 
Ratsfrau Brinner (GRÜNE) möchte den Sachverhalt mit einem politischen Statement einordnen und führt aus, 
dass das Wind-an-Land-Gesetz ein Mindestmaß an Flächenausweisungen auf Länderebene vorsehe. Im Gegen-
zug müsse man allerdings den Strombedarf in Aachen betrachten, insbesondere vor dem Hintergrund der Dekar-
bonisierung des Industriesektors, die nicht nur von der GRÜNE-Fraktion angestrebt werde. Auch auf Bundesebe-
ne seien Mindestziele festgesetzt worden und diese zu erreichen, sei das erste Ziel, werde jedoch nicht ausrei-
chen. Aus diesem Grunde benötige man perspektivisch weitere Flächen und in Aachen werde man dieser politi-
schen Verantwortung gerecht und führe eine Positivplanung durch, um Flächen für die Energiegewinnung im 
eigenen Stadtgebiet vorzuhalten. Führe man diese Positivplanung nicht durch, können nach Fertigstellung der 
Regionalplanung keine Windkraftanlagen in Aachen mehr genehmigt werden. Die Positivplanung werde von allen 
demokratischen Fraktionen im Rat unterstützt. Trotzdem möchte man gerne noch einmal mit den Bürger*innen in 
den Dialog gehen und Abwägungen vornehmen. Abschließend betont sie, dass jede einzelne Anlage einem Ge-
nehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz unterliege, im Rahmen dessen viele verschie-
den Aspekte geprüft werden.  
 
Ratsherr Palm (AfD) führt aus, dass die Stadt Aachen nicht dazu verpflichtet sei, Flächen vorzuhalten und Wind-
kraftanlagen zu bauen. Die durchgeführte Positivplanung werde für die Bürger von Horbach zu einer Negativpla-
nung, da Grundstücke und Immobilien in der Nähe von Windkrafträdern nachweislich an Wert verlieren. Weiterhin 
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werden die naturschutzrechtlichen Bedenken nicht ausreichend berücksichtigt, so dass die AfD-Ratsgruppe dem 
Beschluss nicht zustimmen werde.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat nimmt die Ausführungen der Verwaltung und die Empfehlungen der Fachausschüsse zur Kenntnis und 
beschließt die als Anlage 1 beigefügte Stellungnahme der Stadt Aachen im Rahmen der Beteiligung gemäß § 13 
Landesplanungsgesetz und § 9 Raumordnungsgesetz zum Sachlichen Teilplan Erneuerbare Energie des 
Regionalplanes. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich, 4 Gegenstimmen 
 
 

 
 
Zu 4  Satzung zur Aufhebung der Satzung über die förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes 

„Aachen-Brand“ vom 08.07.2009 
ungeändert beschlossen 
FB 60/0158/WP18 

 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt Aachen beschließt die Satzung zur Aufhebung der Satzung über die förmliche Festlegung des 
Sanierungsgebietes „Aachen-Brand“ vom 08.07.2009. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
 

 
 
Zu 5  Wirtschaftsplan Eurogress Aachen 2025 

ungeändert beschlossen 
 E 88/0174/WP18 

 

Ratsherr Szagunn (DIE Zukunft) teilt mit, dass die Fraktion DIE Zukunft den Wirtschaftsplan, wie auch in den 
vorangegangenen Jahren, aufgrund des Eigenkapitalverzehrs ablehne.  
 
Beschluss: 
Der Rat der Stadt Aachen beschließt den Wirtschaftsplan 2025 für das Eurogress Aachen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Mehrheitlich, 3 Gegenstimmen 
 
 

 
 
Zu 6  Wirtschaftsplan für den Eigenbetrieb Kultur E 49 für das Jahr 2025 

vertagt 
E 49.S/0223/WP18 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wird vertagt. 
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Zu 7  Entwurf Wirtschaftsplan 2025 der Volkshochschule Aachen einschließlich mittelfristige Er-
gebnis- und Finanzplanung 2025 bis 2029 

 
 

ungeändert beschlossen 
E 42/0219/WP18 

 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  
 
Beschluss: 
 

Auf Empfehlung des Betriebsausschusses Volkshochschule und nach Kenntnisnahme durch den 
Finanzausschuss stellt der Rat der Stadt Aachen gemäß § 7 Abs. 11 der Satzung der Volkshochschule 
Aachen den Wirtschaftsplan der Volkshochschule 2025 fest.  

Gleichzeitig nimmt der Rat der Stadt Aachen die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 2025 bis 2028 
zur Kenntnis. 

 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
 

 
 
Zu 8  Anfragen 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 8.1  Ratsanfragen 

zur Kenntnis genommen 
FB 01/0637/WP18 

 

Oberbürgermeisterin Keupen verweist auf eine neue Ratsanfrage, die fristgerecht einreicht wurde.  
 
Beschluss: 

Der Rat nimmt die nach der Geschäftsordnung fristgerecht eingereichten Ratsanfragen zur Kenntnis. 
 
 

 
 

 
 
Zu 8.2  Stellungnahmen der Verwaltung zu Anfragen 

zur Kenntnis genommen 
FB 01/0638/WP18 

 

Oberbürgermeisterin Keupen verweist auf eine neue Stellungnahme, die vorab mit den Unterlagen versandt wur-
de, sowie 3 neue Stellungnahmen, die als Tischvorlage ausliegen.  
 
Beschluss: 

Der Rat nimmt die von der Verwaltung vorgelegten Stellungnahmen zu verschiedenen Ratsanfragen zur Kennt-
nis.  
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Zu 9  Ratsanträge 

ungeändert beschlossen 
FB 01/0639/WP18 

 

Oberbürgermeisterin Keupen verweist auf fünf neue Ratsanträge, die fristgerecht eingereicht und versandt wur-
den.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt nimmt die fristgerecht eingereichten Ratsanträge zur Kenntnis und verweist sie gemäß § 12 
Abs. 3 der Geschäftsordnung an die jeweils zuständige Stelle (Bezirksvertretung, Fachausschuss, 
Oberbürgermeisterin). 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
 

 
 
Zu 10  Umbesetzung in Ausschüssen und anderen Gremien 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 10.1  Umbesetzungsantrag der Fraktion DIE Zukunft vom 12.02.2025 

zurückgezogen 
FB 01/0640/WP18 

 

Zu diesem Umbesetzungsantrag liegt unter TOP 10.3 eine korrigierte Version zur Abstimmung vor.  
 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 10.2  Umbesetzungsantrag der AfD-Ratsgruppe vom 18.02.2025 

ungeändert beschlossen 
FB 01/0641/WP18 

 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt beschließt die von der AfD-Ratsgruppe mit Schreiben vom 18.02.2025 beantragten 
Umbesetzungen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
 

 
 
Zu 10.3  Umbesetzungsantrag der Fraktion DIE Zukunft vom 12.02.2025 
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hier:  Korrigierte neue Version vom 19.02.2025 
ungeändert beschlossen 
FB 01/0642/WP18 

 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt beschließt die von der Fraktion DIE Zukunft mit Schreiben vom 12.02.2025 beantragten 
Umbesetzungen in der Form des am 19.02.2025 eingereichten korrigierten Antrages.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
 

 
 
Zu 10.4  Umbesetzungsantrag der CDU-Fraktion vom 25.02.2025 

ungeändert beschlossen 
FB 01/0647/WP18 

 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt beschließt die von der CDU-Fraktion mit Schreiben vom 25.02.2025 beantragten 
Umbesetzungen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Einstimmig 
 
 

 
 
Zu 11  Mitteilungen der Verwaltung 

 
 

 

Es liegen keine Mitteilungen der Verwaltung vor.  
 
 

 
 

 
 

 
 
Zu 12  ASEAG, gewoge AG, STAWAG, E.V.A. GmbH:  Vorschlag für die bis zur nächsten Kommu-

nalwahl befristete Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern gem. § 113 GO NRW i.V.m. § 50 
Abs. 4 GO NRW 

ungeändert beschlossen 
FB 20/0339/WP18 

 

Wortmeldungen hierzu ergeben sich nicht.  
 
Beschluss: 
 
Der Rat der Stadt beschließt die unmittelbare Entsendung bzw. schlägt die Entsendung und Wiederwahl der 
bisherigen Vertreter der Stadt Aachen durch die jeweils zuständigen Gremien in die Aufsichtsräte der ASEAG, 
gewoge AG, STAWAG und EVA GmbH vor. Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit der Entsendung 
bzw. Neuwahl nach der Kommunalwahl im September 2025, spätestens bis zum 30.06.2026. 
 
Abstimmungsergebnis: 
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Einstimmig 
 
 
 

 
Ende des Protokolls 

 
 
 
Sibylle Keupen 
Oberbürgermeisterin 

Britta Hommelsheim 
Schriftführerin 
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